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Drucksache IV/ 2734 


Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 16. November 1964 

6 — 68070 — 6158/64 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr, : Unterrichtung der gesetzgebenden Körperschaften gemäß 
Artikel 2 des Gesetzes zu den Gründungsverträgen der 
Europäischen Gemeinschaften 

hier: Sozialpolitik in der Europäischen Wirtschafts- 
gemeinschaft 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes zu den Verträgen vom 
25. März 1957 zur Gründung der Europäischen Wirtschafts- 
gemeinschaft (EWG) und der Europäischen Atomgemeinschaft 
(EAG) vom 27. Juli 1957 übersende ich als Anlage den Vor- 
schlag der Kommission der EWG für 


eine Verordnung des Rats zur Ergänzung der Verordnun- 
gen Nr. 3 und 4 über die soziale Sicherheit der Wander- 
arbeitnehmer (Stellung der Hilfskräfte bei den Euro- 
päischen Gemeinschaften). 


Dieser Vorschlag ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der 
Kommission der EWG vom 28. Oktober 1964 dem Herrn Präsi- 
denten des Rats der EWG übermittelt worden. 

Die fakultative Anhörung des Europäischen Parlaments und des 
Wirtschafts- und Sozialausschusses zu dem genannten Kom- 
missionsvorschlag ist voraussichtlich vorgesehen. 

Der Zeitpunkt der endgültigen Beschlußfassung durch den Rat 
ist noch nicht abzusehen. 

Zur Information wird gleichzeitig die von der Kommission der 
EWG zu ihrem Vorschlag übermittelte Begründung beigefügt. 


Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 

Mende 


Druck: Bonner Universitäts-Buchdruckerei, 53 Bonn 
Alleinvertrieb: Dr, Hans Heger, 532 Bad Godesberg, 
Postfadi 821, Goethestraße 54, Tel. 6 35 51 
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Vorschlag einer Verordnung des Rats 
zur Ergänzung der Verordnungen Nr. 3 und 4 über die soziale 
Sicherheit der Wanderarbeitnehmer (Stellung der Hilfskräfte 
der Europäischen Gemeinsdiaften) 

(Von der Kommission dem Rat vorgelegt) 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
WIRTSCHAFTSGEMEINSCHAFT — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 51, 

gestützt auf die Verordnung Nr. 3 über die soziale 
Sicherheit der Wanderarbeitnehmer und die Verord- 
nung Nr. 4 zur Durchführung und Ergänzung der 
Verordnung Nr. 3, die durch die Verordnungen 
Nr. 16 1), Nr. 8/63/EWG 2), Nr. 35/63/EWG 3), Nr. 
73/63/EWG 4), Nr. 1 /64/EWG und Nr. 24/64/EWG «) 
geändert wurden, 

gestützt auf die Verordnung Nr. 31 (EWG) und 
Nr. 11 (EAG) über das Statut der Beamten und die 
Beschäftigungsbedingungen für die sonstigen Be- 
diensteten der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft 
und der Europäischen Atomgemeinschaft '^), ins- 
besondere auf die Artikel 65 und 70 der Beschäfti- 
gungsbedingungen für die sonstigen Bediensteten, 

gestützt auf die Verordnung über das Statut der 
Beamten und die Beschäftigungsbedingungen für 
die sonstigen Bediensteten der Europäischen Ge- 
meinschaft für Kohle und Stahl®), insbesondere auf 
die Artikel 65 und 70 der Beschäftigungsbedingun- 
gen für die sonstigen Bediensteten, 

gestützt auf den Vorschlag der Kommission, 
in Erwägung nachstehender Gründe: 

Artikel 70 Absatz 1 der Beschäftigungsbedingun- 
gen für die sonstigen Bediensteten der Europäischen 
Gemeinschaften muß in vollem Umfang zur Anwen- 
dung kommen können. 

Artikel 70 hat im wesentlichen zur Folge, daß die 
Hilfskräfte der Europäischen Gemeinschaften hin- 

^) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 86 
vom 31. Dezember 1961, S. 1649 und Nr. 6 vom 22. Ja- 
nuar 1962, S. 131 

^) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 28 
vom 23. Februar 1963, S. 382 

®) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 62 
vom 20. April 1963, S. 1313 

^) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 112 
vom 24. Juli 1963, S. 2011 

5) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 1 
• vom 8. Januar 1964, S. 1 

®) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 47 
vom 18. März 1964, S. 746 

'^) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 45 
vom 14. Juni 1962, S. 1385 

im Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften nicht 
veröffentlicht 


sichtlich der sozialen Sicherheit nicht etwa einem 
eigenen System der Gemeinschaften angeschlossen 
sind, sondern daß für sie die Rechtsvorschriften der 
sozialen Sicherheit in einem der Mitgliedstaaten 
gelten, außer in bezug auf die Gewährung der Fa- 
milienzulagen, welche die Gemeinschaften nach 
Artikel 65 der Beschäftigungsbedingungen für die 
sonstigen Bediensteten unmittelbar zu tragen haben. 

Demnach sind die Hilfskräfte der Gemeinschaften 
den Arbeitnehmern Gleichgestellte im Sinne der 
Verordnung Nr. 3 des Rats der EWG über die 
soziale Sicherheit der Wanderarbeitnehmer. 

In Artikel 70 der Beschäftigungsbedingungen für 
die sonstigen Bediensteten der Europäischen Gemein- 
schaften ist die Möglichkeit vorgesehen, daß die 
Hilfskräfte der europäischen Gemeinschaften hin- 
kel 12 der Verordnung Nummer 3, nach der für die 
Arbeitnehmer oder ihnen Gleichgestellte die Rechts- 
vorschriften des Mitgliedstaates gelten, in dessen 
Hoheitsgebiet sie beschäftigt sind, den Rechtsvor- 
schriften ihres Herkunftslandes oder des Landes, in 
dem sie zuletzt versichert waren, unterliegen. 
Infolgedessen muß die Möglichkeit geschaffen wer- 
den, zugunsten dieser Bediensteten von der allge- 
meinen Regel abzuweichen; zu diesem Zweck muß 
ihnen ein Wahlrecht eröffnet werden. 

Gleichzeitig müssen, um den Hilfskräften und 
ihren Familienangehörigen die Leistungen der sozia- 
len Sicherheit zu gewährleisten, gewisse Durchfüh- 
rungsbestimmungen in die Verordnung Nr. 4 ein- 
gefügt werden, um die Sozialversicherungsträger 
der Mitgliedstaaten zu binden. 

Nach Artikel 65 der Beschäftigungsbedingungen 
für die sonstigen Bediensteten der Europäischen Ge- 
meinschaften werden den Hilfskräften die Familien- 
zulagen aus Mitteln der Europäischen Gemeinschaf- 
ten in der gleichen Weise gewährt wie den Beamten 
dieser Gemeinschaften; es ist deshalb nicht erforder- 
lich, für sie ein Wahlrecht zwischen den Rechtsvor 
Schriften der Mitgliedstaaten vorzusehen — 


HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Die Verordnung Nr. 3 wird wie folgt ergänzt: 

1. Nach Artikel 14 wird folgender Artikel 14 a ein- 
gefügt: 
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„Artikel 14 a 

Die Hilfskräfte der Europäischen Gemein- 
schaften können wählen, ob die Rechtsvorschrif- 
ten des Landes ihrer dienstlichen Verwendung 
oder des Landes, in dem sie zuletzt versichert 
waren, oder diejenigen ihres Herkunftslandes 
auf sie Anwendung finden, mit Ausnahme der 
Bestimmungen über die Familienbeihilfen, deren 
Gewährung im Rahmen des Systems der sozialen 
Sicherheit für sonstige Bedienstete geregelt ist." 

2. Artikel 17 Absatz 1 letzter Satz in der Fassung 
der Verordnung Nr. 73/63/EWG wird wie folgt 
geändert: 

„Dies gilt auch für die in Artikel 14 Absatz 2 
und in Artikel 14 a dieser Verordnung bezeich- 
neten Arbeitnehmer, die sich für die Rechtsvor- 
schriften ihres Herkunftslandes oder des Landes 
entscheiden, in dem sie zuletzt versichert waren, 
sowie für ihre Familienangehörigen." 

Artikel 2 

Die Verordnung Nr. 4 wird wie folgt geändert 

und ergänzt: 

1. — Artikel 5 Absatz 1 Buchstabe e) wird wie folgt 
ergänzt: 

„e) — die Träger und Einrichtungen, die von 
den zuständigen Behörden bezeichnet oder be- 
stimmt worden sind, namentlich auf Grund von 
Artikel 11, Artikel 12 Absatz 4 und 5, Artikel 
12 a Absatz 1, 3 und 4, Artikel 21 Absatz 1, Arti- 
kel 24 Absatz 1, Artikel 31 Absatz 1 Buchstabe d), 
Artikel 53, Artikel 63 Absatz 2, Artikel 65, Arti- 
kel 67 Absatz 2, Artikel 68 Absatz 2, Artikel 71 
Absatz 2, Artikel 72, Artikel 74 Absatz 3 und 
Artikel 79 Absatz 1 dieser Durchführungsverord- 
nung (Anhang 5) 

2. — • Nach Artikel 12 ist folgender Artikel 12 a ein- 
zufügen: 

„Artikel 12 a 

(1) Das Wahlrecht gemäß Artikel 14 a der Ver- 
ordnung ist bei Abschluß des Anstellungsvertra- 
ges auszuüben. Die für den Abschluß des Anstel- 
lungsvertrages zuständige Behörde unterrichtet 
den Träger, der von der zuständigen Behörde 
des Mitgliedstaates bezeichnet worden ist, des- 


sen Rechtsvorschriften der Bedienstete auf sich 
anzuwenden beantragt hat. Dieser Träger unter- 
richtet davon erforderlichenfalls die zuständigen 
Träger der anderen Zweige der sozialen Sicher- 
heit desselben Mitgliedstaates entsprechend den 
von der zuständigen Behörde dieses Staates er- 
lassenen Richtlinien. 

(2) Die Wahl wird mit dem Tage des Dienst- 
eintrittes wirksam. 

(3) Der Träger, den die zuständige Behörde 
des Staates bezeichnet hat, dessen Rechtsvor- 
schriften gewählt worden sind, händigt dem Ver- 
sicherten eine Bescheinigung darüber aus, daß 
für ihn während seiner Beschäftigung im Dienste 
der Gemeinschaft die Rechtsvorchriften dieses 
Staates gelten. 

(4) Die zuständigen Behörden der Mitglied- 
staaten bezeichnen erforderlichenfalls die für die 
Hilfskräfte bei den Europäischen Gemeinschaften 
zuständigen Träger. 

(5) Hat sich die in einem anderen Mitgliedstaat 
beschäftigte Hilfskraft für die Anwendung der 
deutschen Rechtsvorschriften entschieden, so fin- 
den diese so Anwendung, als ob die betreffende 
Person an dem Ort beschäftigt wäre, an dem die 
Regierung der Bundesrepublik Deutschland ihren 
Sitz hat." 

Artikel 3 

(Übergangsbestimmungen) 

Die Hilfskräfte, die zum Zeitpunkt des Inkraft- 
tretens dieser Verordnung bereits bei einer Euro- 
päischen Gemeinschaft beschäftigt sind, können die- 
ses Wahlrecht gemäß Artikel 14 a der Verordnung 
Nr. 3 in der Fassung dieser Verordnung binnen 
3 Monaten, gerechnet vom Tage des Inkrafttretens 
dieser Verordnung, ausüben. Die Wahl wird nach 
Ablauf dieser Frist wirksam. 


Artikel 4 

Diese Verordnung tritt am ersten Tage des Mo- 
nats in Kraft, der auf ihre Veröffentlichung im Amts- 
blatt der Europäischen Gemeinschaften folgt. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen ver- 
bindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 


Geschehen zu Brüssel, am 


Im Namen des Rats 
Der Präsident 
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Begründung 


Artikel 70 Absatz 1 der Beschäftigungsbedingungen 
für die sonstigen Bediensteten, die in der Verord- 
nung Nr. 31 (EWG) und Nr. 11 (EAG) am 18. Dezem- 
ber 1961 sowie in der Verordnung des EGKS vom 
23. Januar 1962 festgelegt worden sind, bestimmt, 
daß die Hilfskräfte zur Sicherung bei Krankheit und 
Unfällen sowie für den Invaliditäts- und Todesfall 
und zur Schaffung einer Altersversorgung einer in 
einem der Mitgliedstaaten bestehenden gesetzlichen 
Sozialversicherung angeschlossen werden, vorzugs- 
weise der des Landes, in dem sie zuletzt versichert 
waren, oder der ihres Herkunftslandes. 

Diese Bestimmung weicht von dem allgemeinen 
Grundsatz in Artikel 12 der Verordnung Nr. 3 ab, 
nach dem die Arbeitnehmer der Sozialversicherung 
des Landes anzuschließen sind, in dem sie beschäf- 
tigt sind. Diese Abweichung ist dadurch begründet, 
daß die Hilfskräfte, deren Vertrag im allgemeinen 
höchstens auf ein Jahr befristet sein darf, in der 
Regel nach Ablauf ihres Vertrages in ihr Herkunfts- 
land oder in das Land, in dem sie vorher beschäftigt 
waren, zurückkehren und daher ein begründetes 
Interesse haben, die Sozialversicherung in diesem 
Land vorziinehmen oder fortzusetzen. 

Der in Artikel 70 Absatz 1 verwendete Ausdruck 
„vorzugsweise" kann nur dann wirkliche Bedeutung 
haben, wenn er der Hilfskraft die Möglichkeit gibt, 
zwischen dem System der sozialen Sicherheit ihres 
Herkunftslandes, dem des Landes, in dem sie zuletzt 
versichert war, oder dem des Landes, in dem sie 
beschäftigt ist, zu wählen. Diese Möglichkeit ent- 
spricht dem in Artikel 14 Absatz 2 der Verordnung 
Nr. 3 vorgesehenen Wahlrecht für bestimmte, in 
diplomatischen oder konsularischen Dienststellen 
beschäftigte Arbeitnehmer. 

Der Ausdruck „vorzugsweise" hat jedoch zu Schwie- 
rigkeiten geführt; es empfiehlt sich daher, seine 
Bedeutung näher zu erläutern. 

Ferner ist es erforderlich, daß Durchführungsbestim- 
mungen erlassen werden, welche die Träger der 
sozialen Sicherheit in den Mitgliedstaaten binden, 
damit die mit der Ausübung des Wahlrechts beab- 
sichtigte Wirkung erreicht wird und insbesondere 
den Betreffenden und ihren Familienangehörigen 
die Versicherungsleistungen garantiert werden. 
Diese Bestimmungen können in die Verordnung 
Nr. 4 eingefügt werden. 


Die vorgeschlagenen Bestimmungen, denen die 
Kommission der EAG, die Hohe Behörde der EGKS 
sowie die Verwaltungskommission für die soziale 
Sicherheit der Wanderarbeitnehmer zugestimmt 
haben, lehnen sich an die in Artikel 14 Absatz 2 
der Verordnung Nr. 3 und in Artikel 2 der Verord- 
nung Nr. 4 für bestimmte, in diplomatischen oder 
konsularischen Dienststellen beschäftigte Arbeit- 
nehmer vorgesehenen Bestimmungen an und ver- 
ankern formell das Recht der Hilfskräfte zu wählen, 
ob die Rechtsvorschriften des Landes ihrer dienst- 
lichen Verwendung, des Landes, in dem sie zuletzt 
versichert waren, oder diejenigen ihres Herkunfts- 
landes auf sie Anwendung finden sollen. 

Dabei ist jedoch auf folgende Besonderheiten hin- 
zuweisen: 

Da Artikel 70 der Beschäftigungsbedingungen für 
die sonstigen Bediensteten stillschweigend den Sek- 
tor der Familienzulagen ausschließt, die gemäß Arti- 
kel 65 der Beschäftigungsbedingungen gewährt wer- 
den und zu Lasten der europäischen Institutionen 
gehen, ist im vorgeschlagenen Artikel 14 a die 
Nichtanwendung der einzelstaatlichen Rechtsvor- 
schriften über die Familienzulagen vorgesehen. 

In Anbetracht der in Artikel 52 der Beschäftigungs- 
bedingungen für die sonstigen Bediensteten fest- 
gelegten Höchstdauer der Beschäftigungsverträge 
der Hilfskräfte mußte nicht vorgesehen werden, daß 
das Wahlrecht am Ende jedes Kalenderjahrs erneut 
ausgeübt werden kann, wie dies für die in Arti- 
kel 14 Absatz 2 der Verordnung Nr. 3 genannten 
Personen der Fall ist. 

Die zum Zeitpunkt des Inkrafttretens der neuen 
Bestimmungen beschäftigten Hilfskräfte können die- 
ses Wahlrecht binnen drei Monaten vom Zeitpunkt 
des Inkrafttretens ausüben. 

Schließlich wäre es angebracht, das Europäische 
Parlament und den Wirtschafts- und Sozialausschuß 
fakultativ zu hören, da diese Verordnung ebenfalls 
für die Bediensteten dieser Institutionen gibt, und da 
das Parlament vor allem bereits zu Artikel 70 der Be- 
schäftigungsbedingungen für die sonstigen Bedien- 
steten der Europäischen Gemeinschaften gehört wor- 
den war. 
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